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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zur Menschenrechtslage in der Sahelzone

(2013/2020(INI))

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis der wichtigen UN-Menschenrechtskonventionen und –verträge und der 
Afrikanischen Charta der Menschenrechte und der Rechte der Völker,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Rates vom 25. Juni 2012 zum Strategierahmen 
der EU für Menschenrechte und Demokratie sowie zum Aktionsplan der EU für 
Menschenrechte und Demokratie und der Beschlüsse des Rates vom 25. Juli 20121 zur 
Ernennung des Sonderbeauftragten der Europäischen Union (EUSR) für Menschenrechte 
und vom 18. März 20132 zur Ernennung des EUSR für die Sahelzone, insbesondere des 
Menschenrechtsartikels, der Teil seines Mandats ist,

– in Kenntnis der jüngsten Schlussfolgerungen des Rates zur Sahelzone, insbesondere zu 
Mali, einschließlich der Schlussfolgerungen vom 21. März 2011 zur Strategie der EU für
Sicherheit und Entwicklung in der Sahelzone,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Rates vom 14. Juni 2011 zu den EU-Indikatoren 
für einen umfassenden Ansatz zur Umsetzung der Resolutionen 1325 und 1820 des UN-
Sicherheitsrates zu Frauen, Frieden und Sicherheit durch die EU,

– in Kenntnis der EU-Leitlinien zu den Menschenrechten,

– in Kenntnis der Resolutionen des UN-Sicherheitsrates und der Berichte des UN-
Generalsekretärs und des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte 
über die Sahelzone, insbesondere über Mali,

– in Kenntnis des UN-Berichts über die menschliche Entwicklung 2013,

– in Kenntnis der Durchführungspläne der Europäischen Kommission für humanitäre Hilfe 
für die Sahelzone,

– in Kenntnis des Berichts des UN-Generalsekretärs an den Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen über die Westsahara vom 8. April 2013, insbesondere seine Bezugnahme auf die 
Verbindung zwischen der Westsahara und der Situation der Sahelzone,

– gestützt auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten (A7-
0000/2013),

A. in der Erwägung, dass die Sahelzone eine der ärmsten Regionen der Welt ist, die mit 

                                               
1 ABl. L 200 vom 27.7.2012, S. 21.
2 ABl. L 75 vom 19.3.2013, S. 29.
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schweren Problemen auf dem Gebiet der Menschenrechte, der Sicherheit und der 
bewaffneten Konflikte sowie der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung konfrontiert 
ist;

B. in der Erwägung, dass diese Entschließung sich auf die Länder bezieht, die in der EU-
Strategie für die Sahelzone festgelegt sind, nämlich Mauretanien, Mali, Niger und 
relevante Teile von Burkina Faso und des Tschad; in der Erwägung, dass die breitere 
geografische und ökologische Definition der Sahelzone im Hinblick auf die gemeinsamen 
Herausforderungen der Region auf dem Gebiet der Menschrechte weiterhin von 
entscheidender Bedeutung ist; in der Erwägung, dass dieser Bericht auch die 
Menschenrechtssituation in der Westsahara und in den Flüchtlingslagern von Tindouf 
thematisiert;

C. in der Erwägung, dass sich die extreme Armut der Region im Index für menschliche 
Entwicklung der UNO für 2012 widerspiegelt, in dem Niger (186. Platz), Tschad 
(184. Platz), Burkina Faso (183. Platz) und Mali (182. Platz) zu den sechs am wenigsten 
entwickelten Ländern der Welt gezählt werden; in der Erwägung, dass die 
Müttersterblichkeit in Mali, die schätzungsweise 1 100 Sterbefälle je 100 000 
Lebendgeburten beträgt, laut Daten der UNO zu den höchsten der Welt gehört; in der 
Erwägung, dass Niger und Mali im UN-Bericht über die menschliche Entwicklung 2013 
als Länder mit besonders hohen Sterblichkeitsraten bei Kindern unter fünf Jahren 
eingestuft werden, die bei Müttern ohne Ausbildung über 200 Sterbefälle je 1 000 
Lebendgeburten betragen; in der Erwägung, dass nach Schätzungen der Weltbank die 
Einschulungsraten im Primarschulbereich für Niger und Mali mit 62 beziehungsweise 
63 % zu den schlechtesten auf der ganzen Welt zählen; in der Erwägung, dass die 
Europäische Kommission schätzt, dass 2013 insgesamt 10,3 Mio. Menschen in der 
Sahelzone vom Hunger bedroht waren, darunter 4,2 Mio. Malier;

D. in der Erwägung, dass Ressentiments der Tuareg im Norden Malis von 
Extremistengruppen ausgenutzt worden sind, die sich Anfang 2012 mit der säkularen 
Nationalen Bewegung für die Befreiung des Azawad (MNLA) bei ihrer Rebellion 
verbündet und diese dann verdrängt haben; in der Erwägung, dass diese Gruppen, 
insbesondere Ansar Dine, Al-Qaida im islamischen Maghreb (AQIM) und die Bewegung 
für Einheit und Dschihad in Westafrika (MUJAO), von der Instabilität, die aufgrund des 
anschließenden Staatsstreichs in Bamako entstanden ist, zusätzlich profitiert haben; in der 
Erwägung, dass systematische Menschenrechtsverletzungen im Norden, kombiniert mit 
der Bedrohung der Existenz des malischen Staates, zu den internationalen Interventionen 
geführt haben, die zur Förderung der Demokratie, zur Wiederherstellung der 
Rechtsstaatlichkeit und zur Verbesserung der Menschrechtslage beitragen sollten;

E. in der Erwägung, dass die EU der Sahelzone in jüngster Zeit besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt hat, wie an der Verabschiedung der EU-Strategie für die Sahelzone 2011, der 
Einleitung des EU-Kapazitätenaufbaus (EUCAP Sahel) und der Ernennung des 
Sonderbeauftragten der Europäischen Union für die Sahelzone deutlich wird; in der 
Erwägung, dass das Mandat des neuen Sonderbeauftragten der Europäischen Union für 
die Sahelzone, das am 18. März 2013 gewährt worden ist, stark auf die Einhaltung der 
Menschrechte ausgerichtet ist;
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F. in der Erwägung, dass die komplexen und miteinander verflochtenen Probleme eine 
effiziente Koordination der verschiedenen EU-Politikbereiche erforderlich machen, um 
die Bemühungen der EU auf dem Gebiet der Menschenrechte, der Demokratieförderung 
und der Rechtsstaatlichkeit mit den Zielen der EU auf dem Gebiet des 
Krisenmanagements, des Sicherheitssektors, der Entwicklungszusammenarbeit und der 
ökologischen Nachhaltigkeit zu verbinden;

G. in der Erwägung, dass die Zusammenarbeit der EU mit der Afrikanischen Union (AU), 
der Wirtschaftsgemeinschaft der Westafrikanischen Staaten (ECOWAS), regionalen 
Menschenrechtseinrichtungen und Menschenrechtsorganen der Vereinten Nationen 
weiterhin die Voraussetzung für die produktive Förderung des Schutzes und der Stärkung 
der Menschenrechte in der Sahelzone ist;

H. in der Erwägung, dass in der Westsahara seit 1991 zwischen der marokkanischen 
Regierung und der Polisario-Front Waffenruhe herrscht; in der Erwägung, dass die UNO 
die Westsahara als ein Hoheitsgebiet ansieht, das noch nicht die volle Selbstregierung 
erreicht hat; in der Erwägung, dass kein Land die Souveränität Marokkos über die 
Westsahara anerkennt; in der Erwägung, dass die Demokratische Arabische Republik 
Sahara gegenwärtig von der AU und mehr als 45 UN-Mitgliedstaaten anerkannt wird, aber 
nicht von der UNO insgesamt oder von einem Mitgliedstaat der EU; in der Erwägung, 
dass die Vereinten Nationen und die EU Marokko nicht ausdrücklich als Besatzungsmacht 
ansehen; in der Erwägung, dass ein Referendum über den Status der Westsahara, auf das 
man sich 1988 zunächst grundsätzlich geeinigt hatte, immer noch nicht durchgeführt 
worden ist;

I. in der Erwägung, dass die Flüchtlingslager bei Tindouf in Algerien, die erstmals vor 37 
Jahren errichtet worden sind, immer noch die am zweitlängsten bestehenden 
Flüchtlingslager auf der Welt sind; in der Erwägung, dass eine politische Pattsituation 
jegliche realistischen Aussichten auf ihre Auflösung oder auf die Wiedereingliederung 
oder Rückführung ihrer Bewohner in naher Zukunft zunichtemacht;

J. in der Erwägung, dass die Mission der Vereinten Nationen für das Referendum in der 
Westsahara (MINURSO) die einzige Mission der Vereinten Nationen ist, deren Mandat 
nicht die Menschenrechtsdimension einbezieht und keinen Mechanismus bietet, über den 
mutmaßliche Menschenrechtsverletzungen gemeldet werden können; in der Erwägung, 
dass sowohl der marokkanische Regierung als auch der Polisario-Front 
Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen worden sind;

Allgemeine Erwägungen

1. bekundet seine tiefe Besorgnis über die Menschenrechtssituation in der Sahelzone, die 
durch zahlreiche Krisen auf politischer, sozialer, wirtschaftlicher und ökologischer Ebene 
verschärft worden ist; betont, dass hochkomplexe Herausforderungen gut abgestimmter 
politischer Maßnahmen bedürfen;

2. weist darauf hin, dass die Menschenrechtssituation in der Sahelzone aufgrund des 
bewaffneten Konflikts in Mali und der internationalen Reaktion auf diesen Konflikt 
international größere Beachtung erhalten hat; erkennt an, dass dieser Konflikt in diesem 
Land spezifische Probleme geschaffen sowie die grundlegenden Probleme, die in Mali 
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und anderswo in der Region vorhanden waren, verschärft hat; betont jedoch, dass die 
unmittelbaren Probleme in Mali nicht die Aufmerksamkeit von den chronischen und 
tiefgreifenden Problemen ablenken sollten, die sich erheblich auf die Menschenrechte in 
der restlichen Sahelzone auswirken, insbesondere Sklaverei und Menschenhandel, 
islamistischer Extremismus und islamistische Radikalisierung, schwache 
Regierungsführung und institutionelle Korruption sowie systemische und lähmende 
Armut;

3. begrüßt die erhöhte Aufmerksamkeit, die den Menschenrechten in der Politik der EU 
geschenkt wird; weist darauf hin, dass die Vereinten Nationen auch Schritte eingeleitet 
haben, um eine umfassende Strategie für die Sahelzone mit einer ausgeprägten 
Menschenrechtsdimension zu entwickeln; verweist darauf, dass die EU und die Länder 
der Sahelzone als Unterzeichner des Cotonou-Abkommens gegenseitige Verpflichtungen 
eingegangen sind, die Menschenrechte und demokratischen Grundsätze zu schützen, 
basierend auf der Rechtsstaatlichkeit und einer transparenten und verantwortungsvollen 
Regierungsführung;

Menschenrechte in bewaffneten Konflikten

4. misst der Menschenrechtssituation in Mali, wo es Berichte über schwerwiegende 
Menschenrechtsverletzungen im Norden des Landes durch bewaffnete Gruppierungen 
gibt, besondere Dringlichkeit zu; weist darauf hin, dass zu den mutmaßlichen Verbrechen 
Massenvergewaltigungen, Verstümmelungen, grausame Behandlung und Folter, ethnisch 
motivierte Gewalt, willkürliche Hinrichtungen, widerrechtliche Verhaftungen und 
Verurteilungen ohne gültiges Gerichtsverfahren, Verschleppungen, der Einsatz von 
Kindersoldaten, Zwangsheiraten, vorsätzliche Angriffe auf geschützte Objekte sowie 
Zerstörung und Plünderung von Eigentum gehören; weist darauf hin, dass es seit Januar 
2013 auch Berichte über Menschenrechtsverletzungen durch malische Sicherheitskräfte 
und Bürgerwehren gegen die Tuareg und arabische Gemeinschaften und andere Gruppen 
gegeben hat, die vermeintlich mit Rebellengruppen zusammengearbeitet haben oder mit 
ihnen in Verbindung standen; fordert die malischen Behörden und ihre internationalen 
Partner auf, den neuen Mustern der Menschenrechtsverletzungen, einschließlich ethnisch 
motivierter Repressalien, die seit der Rückeroberung bestimmter nördlicher Landesteile 
von Mali aufgetreten sind und ein Hindernis für den Frieden und die Versöhnung 
darstellen könnten, wenn keine geeigneten Gegenmaßnahmen getroffen werden, große 
Aufmerksamkeit zu schenken; ruft die malische Regierung auf, die Meldung von 
Misshandlungen in zukünftigen Offensiven zu erleichtern und bei der Befragung von 
verdächtigten Kämpfern das rechtsstaatliche Verfahren einzuhalten; verurteilt erneut die 
gegen die Zivilbevölkerung begangenen Gräueltaten; verweist darauf, dass der Ankläger 
des Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH) davon überzeugt ist, dass es eine 
angemessene Grundlage dafür gibt, dass die in Mali begangenen Gräueltaten 
Kriegsverbrechen darstellen; ist ferner der Meinung, dass einige Gräueltaten Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit darstellen könnten;

5. nimmt mit tiefer Besorgnis die Schätzungen des Hohen Flüchtlingskommissars der 
Vereinten Nationen zur Kenntnis, laut denen es in Mali fast 300 000 Binnenvertriebene 
und in den Nachbarländern Malis über 175 000 Flüchtlinge gibt; ruft in den 
Flüchtlingslagern, in denen eine extreme Ernährungsunsicherheit und eine alarmierend 
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hohe Kindersterblichkeit vorherrschen, dringend zum Handeln auf; hebt besonders hervor, 
wie wichtig die Gewährleistung der Sicherheit der Flüchtlinge und der Binnenflüchtlinge 
sowie ihre geregelte Rückkehr in ihre Herkunftsgemeinschaften als Kernelement der 
nationalen Versöhnung sind;

6. betont, dass Frauen die Hauptleidtragenden der Gewalt gegen die Zivilbevölkerung in 
Mali waren; verurteilt insbesondere das Kriegsverbrechen des Einsatzes von Entführungen 
und Vergewaltigungen als Kriegswaffen; erwartet, dass die EU und andere internationale 
Partner Malis eng mit den malischen Behörden zusammenarbeiten, um die sich aus den 
Resolutionen 1325 und 1820 des UN-Sicherheitsrates und dem umfassenden Konzept der 
EU ergebenden Verpflichtungen zu erfüllen;

7. verurteilt die schweren Verletzungen der Rechte der Kinder in Mali, einschließlich des 
Einsatzes von Kindersoldaten durch alle bewaffneten Gruppen, die im Norden des Landes 
aktiv sind; betont, wie wichtig die Zuweisung von ausreichenden Mitteln für die Aufgaben 
der Demobilisierung und Rehabilitation von Kindersoldaten ist; verurteilt aufs Schärfste 
die sexuelle Gewalt gegen Mädchen, Zwangsheiraten, Entführungen und Angriffe auf 
Schulen und Krankenhäuser, die während des Konflikts in Mali stattgefunden haben;
weist auf die Gefangennahme und das Festhalten von Kindern zu nachrichtendienstlichen 
Zwecken als einen besorgniserregenden neuen Trend hin, der als Anliegen von größter 
Dringlichkeit in Angriff genommen werden muss;

8. verurteilt die versuchte Vernichtung des wertvollen Kulturerbes im Norden Malis, wo 
bewaffnete Gruppen historische Sufi-Stätten und andere in Ehren gehaltene Denkmäler in 
Timbuktu und Gao zusammen mit ungefähr 3 000 historischen Manuskripten zerstört 
haben; ist der Auffassung, dass die Schändung des kulturellen Erbes, die im Norden Malis 
stattgefunden hat, ein Kriegsverbrechen darstellt; begrüßt und fordert die Unterstützung 
der EU für den Aktionsplan der UNESCO zur Wiederherstellung des kulturellen Erbes 
und zum Schutz der historischen Manuskripte in Mali;

9. begrüßt die starke Konzentration auf Menschenrechte der am 25. April 2013 
verabschiedeten Resolution 2100 des UN-Sicherheitsrates und die Anweisung im Mandat 
der UN Multidimensional Integrated Stabilisation Mission in Mali (MINUSMA) 
Misshandlungen, Menschenrechtsverletzungen oder Verstöße gegen das humanitäre 
Völkerrecht zu überwachen, bei Untersuchung zu helfen und sie dem Sicherheitsrat zu 
melden; begrüßt die Einbeziehung der Ausbildung in Menschenrechtsfragen in die 
Militärmission der Europäischen Union als Beitrag zur Ausbildung der malischen 
Streitkräfte (EUTM Mali);

10. begrüßt das große afrikanische Kontingent in der MINUSMA-Mission und insbesondere 
die Entscheidung der AU, im Rahmen dieses Kontingents auch 
Menschenrechtsbeobachter nach Mali zu schicken; begrüßt darüber hinaus die 
Bemühungen der Europäischen Kommission, im Rahmen des Europäischen Instruments 
für Demokratie und Menschenrechte zusätzliche lokale Beobachter auszubilden; fordert 
die EU auf, aus dieser Erfahrung Lehren zu ziehen und geeignete Wege zu prüfen, um auf 
einen Pool von ausgebildeten Experten zurückgreifen zu können, die in dringenden 
Situationen kurzfristig vor Ort eingesetzt werden können, um den politischen 
Entscheidungsträgern der EU gegebenenfalls mit ihrem professionellen Rat zur Seite 
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stehen zu können;

11. begrüßt die Abschlusserklärungen der im Mai 2013 veranstalteten internationalen 
Geberkonferenz „Together for a New Mali“; würdigt den Plan der malischen Regierung 
für eine nachhaltige Erholung von Mali; bekräftigt erneut die Notwendigkeit, Hilfe an 
institutionelle Reformen und eine erkennbare soziale und politische Entwicklung zu 
knüpfen; würdigt darüber hinaus die konstruktive Einbeziehung von regionalen Akteuren;

12. hält es für notwendig, dass Straflosigkeit bekämpft wird und Personen, die schwere 
Menschenrechtsverletzungen begangen haben, zur Rechenschaft gezogen werden, 
unabhängig von ihrer politischen Zugehörigkeit und ihres Status, und sieht dies als ein 
Schlüsselelement zur Sicherstellung eines anhaltenden Friedens und der Stabilität in Mali 
an; begrüßt es daher, dass die malische Regierung den IStGH gebeten hat, sich mit der 
Situation zu befassen, und dass der Ankläger des IStGH ein förmliches Prüfverfahren 
eingeleitet hat; fordert die EU und andere internationalen Partner von Mali auf, die 
Regierung bei der Verfolgung ihrer Zielsetzung zu unterstützen, Übergriffe zu 
untersuchen und die Verantwortlichen für diese Übergriffe strafrechtlich zu verfolgen;
fordert die malische Regierung auf, es in Betracht zu ziehen, eine Wahrheits- und 
Versöhnungskommission nach südafrikanischem Vorbild einzurichten, um den Dialog 
und das Vertrauen zwischen den Gemeinschaften zu fördern;

Rechenschaftspflicht und Reform der Regierungs-, der gerichtlichen und der 
Sicherheitsinstitutionen

13. ist der Auffassung, dass die gegenwärtigen Herausforderungen auf dem Gebiet der 
Menschenrechte in der Sahelzone nicht von einer allgemeinen Regierungskrise getrennt 
werden können, die eine weitverbreitete Korruption im öffentlichen Sektor, eine 
unzureichende Bereitstellung von grundlegenden Dienstleistungen, eine schlechte 
Umsetzung sozialer und wirtschaftlicher Rechte und, insbesondere in den weiten und oft 
dünn besiedelten Regionen in der Sahara, große Schwierigkeiten in Bezug auf die 
Aufrechterhaltung der Rechtsstaatlichkeit und die Durchführung wirksamer 
Grenzkontrollen umfasst; bedauert den dadurch entstandenen Schaden für die Legitimität 
der Institutionen und politischen Systeme der Region; befürchtet, dass, falls diese 
Probleme nicht adäquat gelöst werden, die Gefahr besteht, dass es in der Zukunft zu 
weiteren Konflikten kommt, oder dass Chaos ausbricht;

14. nimmt mit großer Sorge die Rolle zur Kenntnis, die diese Faktoren bei der Förderung des 
Anstiegs des internationalen organisierten Verbrechens und der islamistischen Netzwerke 
in der Region gespielt haben; betont, dass sie für die Menschenrechte und die regionale 
Stabilität eine ernsthafte Bedrohung darstellen, und dass es notwendig ist, dieser 
Bedrohung zugunsten der Einwohner der Sahelzone entgegenzutreten; bringt insbesondere 
seine Sorge über die „illegalen Handelsautobahnen“ zum Ausdruck, über die in ganz 
Afrika von Westen nach Osten und von Süden nach Norden von der westafrikanischen 
Küste Waffen, Drogen, Zigaretten und Menschen transportiert werden; weist darauf hin, 
dass die Sahelzone durch die Verbreitung von aus Libyen stammenden Leichtwaffen 
Gefahr läuft, weiter destabilisiert zu werden; verurteilt ferner die gestiegene Zahl an 
Entführungen und Geiselnahmen in der Region, die sich für kriminelle und terroristische 
Gruppierungen als sehr lukrativ erwiesen haben, und begrüßt die Arbeit des 
Beratungsgremiums für den UN-Menschenrechtsrat zu den Auswirkungen der 
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Geiselnahmen durch Terroristen auf die Menschenrechte; weist auf die Auswirkungen 
dieser Aktivitäten sowohl auf die gesamte Region als auch auf die EU hin, die das Ziel 
eines großen Teils dieses illegalen Handels ist;

15. hält es daher für äußerst wichtig, dass die Reform von Institutionen, die für die Justiz, die 
Sicherheit und die grundlegenden Dienste in den Ländern der Sahelzone verantwortlich 
sind, gefördert wird, um dazu beizutragen, die Rechtsstaatlichkeit wiederherzustellen, und 
um bessere Bedingungen für die Menschenrechte, eine nachhaltige Entwicklung und die 
Legitimität der Institutionen zu schaffen; ermutigt die Regierungen der Sahelzone, den 
Prozess der Dezentralisierung weiterzuführen, den lokalen Behörden größere Befugnisse 
und mehr Ressourcen zu übertragen und ihre Leistungsfähigkeit, Legitimität und 
Rechenschaftspflicht zu vergrößern; unterstreicht insbesondere die Bedeutung von klaren 
Strukturen der Rechenschaftspflicht zur Förderung der Effizienz und der Transparenz und 
fordert die EU auf, mit lokalen Behörden zusammenzuarbeiten, um den Mechanismus der 
zivilen Kontrolle und Überwachung zu stärken; unterstreicht insbesondere, dass es in Mali 
notwendig ist, sicherzustellen, dass das Justizministerium über ausreichende humane und 
finanzielle Ressourcen verfügt, sowie dass das dort tätige Personal über eine adäquate 
Berufsausbildung verfügt;

16. begrüßt die Entscheidung Senegals, den ehemaligen Präsidenten Tschads Hissène Habré 
wegen Kriegsverbrechen, Folter und Verbrechen gegen die Menschlichkeit anzuklagen, 
sowie die Vereinbarung zwischen den beiden Regierungen, laut der es senegalesischen 
Richtern erlaubt ist, in Tschad Ermittlungen durchzuführen; fordert mit Nachdruck ein 
weiteres entschlossenes Vorgehen, um der Kultur der Straflosigkeit in Tschad und 
anderswo in der Region für mutmaßliche Kriegsverbrecher und Personen, die 
Menschenrechtsverletzungen begangen haben, ein Ende zu setzen;

17. ermutigt alle Länder in der Region, auf die zahlreichen Meldungen von mutmaßlichen 
willkürlichen Festnahmen, Misshandlungen und sogar Folter trotz vorhandener Gesetze, 
die solche Praktiken verbieten, zu reagieren; bringt seine Besorgnis über die Berichte über 
mutmaßliche Zwangsverschleppungen von verurteilten Häftlingen in Mauretanien zum 
Ausdruck; ist beunruhigt angesichts der Berichte über extrem schlechte Bedingungen in 
einigen Gefängnissen der Region, wodurch den Gefängnisinsassen schweres Leid 
zugefügt wird;

Bürgerliche Freiheiten und demokratische Regierungsführung

18. unterstreicht, dass das Sicherheitsgebot im aktuellen Konflikt in Mali nicht von dem 
Primat des inklusiven nationalen Dialogs, der verantwortungsvollen Regierungsführung 
und demokratischer Reformen in der gesamten Region als Motor der politischen Stabilität 
und Nachhaltigkeit ablenken sollte; weist darauf hin, dass diese Fragen untrennbar mit 
einer Verbesserung auf dem Gebiet der Entwicklung und der Menschenrechte verbunden 
sind;

19. befürwortet die in der Resolution des UN-Sicherheitsrates gemachte Zusage, die 
malischen Übergangsbehörden bei der Umsetzung des Fahrplans hin zu einer 
vollständigen Wiederherstellung der verfassungsmäßigen Ordnung, der demokratischen 
Regierungsführung und der nationalen Einheit zu unterstützen; hält es für äußerst wichtig, 
dass Bedingungen geschaffen werden, die für das Abhalten von glaubwürdigen Wahlen 
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unter Einhaltung internationaler Standards förderlich sind; unterstreicht die 
Notwendigkeit, Herausforderungen in Bezug auf die Abstimmungsmodalitäten in den 
Flüchtlingslagern und den Lagern für Binnenflüchtlinge zu bewältigen, um eine weitere 
politische Marginalisierung zu vermeiden; fordert, dass die malische Regierung und ihre 
internationalen Partner in diesem Zusammenhang unverzüglich handeln; betont, dass es 
notwendig ist, dass die sichere Teilnahme von Frauen am Wahlvorgang gewährleistet 
wird;

20. fordert die malische Regierung und die internationale Gemeinschaft auf, aus dem 
demokratischen Übergang in Niger und dem dortigen Verfassungsgebungsprozess in den 
Jahren 2010-11 Lehren zu ziehen, insbesondere im Hinblick auf die umfassende
Konsultation der Zivilgesellschaft und anderer Akteure, Bemühungen, die politische 
Partizipation von Frauen als Kandidaten zu fördern, und die Unterstützung von Partnern 
aus der Zivilgesellschaft bei der Durchführung von Wahlbeobachtungen durch Bürger, 
von Wähleraufklärung und anderer Aktivitäten; betont, wie wichtig es für die gesamte 
Sahelzone ist, Niger weiterhin zu unterstützen, um das Vertrauen der Bürger in das 
demokratische System zu festigen, und um das aus der neuen Verfassung hervorgehende 
Gebot zu mehr Transparenz und zur Bekämpfung der Korruption in der Verwaltung der 
Rohstoffindustrie umzusetzen;

21. unterstreicht, wie wichtig es ist, dass Menschenrechtsverteidiger, die unabhängige 
Zivilgesellschaft und freie Medien als maßgebliche Akteure im Leben einer 
demokratischen Gesellschaft in der Sahelzone unterstützt werden, insbesondere vor 
Wahlen;

Entwicklung, humanitäre Hilfe und Menschenrechte

22. weist mit gebührendem Ernst auf die extreme und allgegenwärtige Armut in Mali, Niger, 
Tschad und Burkina Faso hin und erkennt ihre nachteiligen Auswirkungen auf die 
Aussichten zur Durchsetzung der Menschenrechte an; bringt seine tiefe Besorgnis über die 
hohe Sterblichkeit bei Müttern und bei Kindern unter fünf Jahren in der Region zum 
Ausdruck; unterstreicht, dass die Ergebnisse der Vereinten Nationen, laut denen es bei 
besser ausgebildeten Müttern eine niedrigere Sterblichkeit gibt, einen Ruf nach Bildung 
für alle darstellen; weist darauf hin, dass ein rasches Bevölkerungswachstum zusätzlich 
Druck auf die Fähigkeit der Regierung ausübt, die grundlegendsten wirtschaftlichen und 
sozialen Rechte zu verteidigen;

23. betont die Wechselbeziehung zwischen Entwicklung, Demokratie, Menschenrechten, 
verantwortungsvoller Regierungsführung und Sicherheit in der Sahelzone; bekräftigt seine 
Unterstützung des Menschenrechtsansatzes und der demokratischen Eigenverantwortung 
in der Entwicklungszusammenarbeit, die darauf basieren, dass lokale Kräfte beteiligt und 
lokales Wissen genutzt wird, um vor Ort Entwicklungsziele zu erreichen und starke, 
effektive und unabhängige Durchsetzungsmechanismen zu errichten, an denen 
Parlamente, andere wirklich repräsentative Organe und die Zivilgesellschaft sowohl auf 
nationaler als auch auf internationaler Ebene beteiligt sind; unterstreicht gleichermaßen 
die Notwendigkeit der Bekämpfung der Korruption, um die Legitimität der Institutionen 
zu erhöhen, und um den wachsenden entwicklungspolitischen Herausforderungen in der 
Region zu begegnen; unterstreicht ferner die Wichtigkeit einer freien, organisierten 
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Zivilgesellschaft und von Medien, um Missbräuche zu überwachen und zu melden;

24. weist mit gebührendem Ernst auf die häufigen Nahrungsmittelkrisen und andere 
humanitäre Notsituationen in der Sahelzone hin sowie auf ihre Auswirkungen auf den 
Großteil der grundlegenden Menschenrechte; begrüßt das starke Engagement der EU und 
ihrer Mitgliedstaaten bei den Bemühungen zur Lösung der humanitären Krise in der 
Sahelzone; unterstreicht jedoch, dass es notwendig ist, dass humanitäre Maßnahmen mit 
der längerfristigen Unterstützung der EU im Zusammenhang mit der 
Entwicklungszusammenarbeit und dem Schutz der Menschenrechte koordiniert werden;

Die Menschenrechtssituation von Frauen, Kindern und Minderheiten

25. verurteilt aufs Schärfste die weiterhin bestehende Sklaverei in Mauretanien; ist erschüttert 
über Belege, aus denen hervorgeht, dass bis zu 20 % der mauretanischen Bevölkerung in 
Sklaverei leben, die in einem strengen Kasten-System verankert ist, obwohl sie im Jahre 
1981 offiziell abgeschafft und im Jahre 2007 zum Straftatbestand erklärt worden ist; weist 
darauf hin, dass die mauretanische Regierung nur sehr widerstrebend dazu bereit ist, 
anzuerkennen, dass Sklaverei in Mauretanien weiterhin weitverbreitet ist, und dass bis 
heute nur eine Rechtssache bekannt ist, in der einem Sklavenhalter erfolgreich der Prozess 
gemacht worden ist; fordert die mauretanische Regierung auf, ihre nationalen und 
internationalen rechtlichen Verpflichtungen, allen Formen der Sklaverei wirksam ein 
Ende zu setzen, zu erfüllen; fordert die mauretanischen Behörden ferner auf, die Schikane 
von lokalen zivilgesellschaftlichen Organisationen, die sich für ein Ende der Sklaverei 
einsetzen, einzustellen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Arbeit 
von mauretanischen und internationalen Anti-Sklaverei-Organisationen, einschließlich des 
Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen über zeitgenössische Formen der Sklaverei 
(UNSR), weiterhin zu unterstützen;

26. weist ferner mit großer Besorgnis darauf hin, dass es in der gesamten Sahelzone weiterhin 
Sklaverei gibt, und dass viele Menschen in Mali, Niger und anderswo in 
Schuldknechtschaft leben; fordert die verantwortlichen nationalen und internationalen 
Behörden auf, in diesem Zusammenhang tätig zu werden, wobei der Position und 
schwachen Stellung von Frauen und Mädchen besondere Aufmerksamkeit gewidmet 
werden sollte, indem u. a. die Rehabilitierung und Wiedereingliederung von Opfern, das 
Sammeln von Daten und die Organisation von Sensibilisierungskampagnen unterstützt 
wird;

27. bekundet seine tiefe Sorge über Belege für Kinderarbeit in malischen Goldminen sowie in 
der malischen Land- und Forstwirtschaft, laut denen sogar sechsjährige Kinder zur Arbeit 
gezwungen werden; weist darauf hin, dass malische Gesetze Kinderarbeit verbieten, 
insbesondere eine gefährliche Arbeit wie im Goldbergbau; fordert die malischen 
Behörden daher auf, die in ihrem Aktionsplan für die Bekämpfung der Kinderarbeit 
(PANETEM) vom Juni 2011 enthaltenen Vorschläge umzusetzen und Bildung für alle 
aktiver zu fördern; fordert die EU auf, mit der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) 
und anderen nationalen und internationalen Organisationen zusammenzuarbeiten, um 
Kinderarbeit in Mali vollständig zu beseitigen;

28. ist tief besorgt über Berichte über die Entführung von Kindern in Tschad, um ein Lösegeld 
zu erzielen oder um sie zu verkaufen; weist darauf hin, dass Kinder innerhalb und 
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außerhalb von Tschad zum Zwecke der Zwangsarbeit und der sexuellen Ausbeutung 
verkauft werden; weist ferner darauf hin, dass in einigen Fällen Kinder entführt und an 
internationale Adoptionsagenturen verkauft worden sind;

29. weist auf die Diskriminierung hin, mit der Frauen und Mädchen in der Region 
überwiegend konfrontiert sind, die sich u. a. in Zwangsheiraten, Kinderehen, sexueller 
Ausbeutung, mangelhafter Bildung und, insbesondere in Tschad, weitverbreiteter 
Genitalverstümmelung bei Frauen, einschließlich der Infibulation, äußert; fordert die EU 
auf, lokale Frauengruppen und die Zivilgesellschaft bei der Bekämpfung der 
Unterdrückung zu unterstützen und es Frauen zu ermöglichen, ein Leben zu führen, das 
sie frei gewählt haben;

30. begrüßt den rechtlichen Status von gleichgeschlechtlichen Beziehungen in Mali, Niger, 
Tschad und Burkina Faso; bedauert jedoch, dass es immer noch eine gesellschaftliche 
Diskriminierung gibt; hofft, dass die Personen, die während der Unruhen im Norden Malis 
unterdrückt worden sind, sich wieder gefahrlos in die Gesellschaft eingliedern können; ist 
zutiefst besorgt über die andauernde Kriminalisierung von Beziehungen von Schwulen, 
Lesbierinnen, Bisexuellen und Transsexuellen in Mauretanien; fordert die mauretanische 
Regierung auf, mit der Zivilgesellschaft zusammenzuarbeiten, um ihre Gesetzgebung zu 
reformieren und dazu beizutragen, dass das Leben von schwulen, lesbischen, bisexuellen 
und transsexuellen Bürgern verbessert wird;

31. ist der Auffassung, dass eine rechtsbasierte Herangehensweise in Bezug auf die Situation 
und die Entwicklung des Volkes der Tuareg, die historische Missstände auf ehrliche 
Weise angeht, für den Frieden und die Entwicklung der Sahelzone von grundlegender 
Bedeutung ist; begrüßt die Entwicklungen in Niger in Bezug auf diese Frage, fordert 
jedoch alle Länder, in denen es einen bedeutenden Anteil von Tuareg an der 
Gesamtbevölkerung gibt, auf, mit Gemeinschaftsvertretern zusammenzuarbeiten, um die 
Probleme der Unterentwicklung und Feindseligkeit sowohl auf politischer als auch auf 
institutioneller Ebene zu lösen; weist ferner auf die Vielfalt der Kulturen in der Sahelzone 
hin; ermutigt die Regierungen der Region, all diese Kulturen in den sozialen und 
politischen Dialog einzubeziehen;

Empfehlungen für die EU-Politik in Bezug auf die Sahelzone

32. begrüßt die Ernennung des EUSR für die Sahelzone und die starke Ausrichtung seines 
Mandats auf die Einhaltung der Menschrechte; erwartet, dass der neue EUSR eng mit dem 
EUSR für Menschenrechte, der Anklagebehörde des IStGH, dem Büro des Hohen 
Kommissars für Menschenrechte (OHCHR) und den Menschenrechtsverteidigern und den 
Beobachtern in der Region zusammenarbeitet;

33. betont, wie wichtig es ist, dass die politischen Verpflichtungen der EU im Bereich der 
Menschenrechte umgesetzt werden, einschließlich ihrer Leitlinien zu Kindern und 
bewaffneten Konflikten, zu Gewalt gegen Frauen und Mädchen und zur Bekämpfung aller 
Formen von Diskriminierung gegen sie, zur Förderung der Einhaltung des humanitären 
Völkerrechts, zum Schutz von Zivilisten bei GSVP-Missionen und –Operationen, sowie 
der Politik der EU des umfassenden Ansatzes im Hinblick auf die Umsetzung der 
Resolutionen 1325 und 1820 des UN-Sicherheitsrates zu Frauen, Frieden und Sicherheit;
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34. weist darauf hin, dass die EU-Strategie für die Sahelzone Menschenrechte, 
Rechtsstaatlichkeit und die Demokratieförderung als Schlüsselelemente zur Unterstützung 
der Verknüpfung zwischen Entwicklung und Sicherheit, die im Zentrum der Strategie 
stehen, immer noch nicht angemessen berücksichtigt; fordert die EU-Institutionen auf, 
zusammenzuarbeiten, um die Strategie bald entsprechend zu ändern;

35. begrüßt die ausgeprägte Menschenrechtsdimension in der vorgeschlagenen umfassenden 
integrierten Strategie der Vereinten Nationen und fordert die EU auf, ihre Unterstützung 
fortzusetzen; unterstreicht dennoch die große Bedeutung eines stärkeren Dialogs der EU 
mit afrikanischen regionalen Akteuren wie der AU, ECOWAS, der Union des Arabischen 
Maghreb und den afrikanischen regionalen Menschenrechtsmechanismen, um einen 
nachhaltigen Fortschritt bei Menschenrechts- und Demokratieinitiativen in der Sahelzone 
zu erreichen;

Menschenrechtsspezifische Erwägungen in der Westsahara und den Flüchtlingslagern von 
Tindouf

36. weist auf den Bericht des UN-Generalsekretärs vom April 2013 zur Situation in der 
Westsahara hin, in dem betont wird, dass es „von entscheidender Bedeutung ist, dass der 
Westsahara-Konflikt als Teil der breiter angelegten Strategie für die Sahelzone 
angegangen wird“, und dass „die Frage der Menschenrechte für eine Lösung des Konflikts 
weiterhin wichtig ist“; weist ferner auf die Schlussfolgerungen vieler Beobachter hin, dass 
die Westsahara Gefahr läuft, durch den Konflikt in der Sahelzone und die daran 
beteiligten Gruppierungen destabilisiert zu werden;

37. unterstreicht, dass es notwendig ist, die Menschenrechte in der Westsahara zu 
berücksichtigen, ohne einer endgültigen politischen Lösung vorzugreifen oder sich zu 
einer solchen Lösung zu äußern; bekräftigt jedoch erneut, dass gemäß Artikel 1 des 
Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte der UN Selbstbestimmung 
ein grundlegendes Menschenrecht ist; verweist darüber hinaus auf Resolution 1754 des 
UN-Sicherheitsrates, in der die Parteien aufgefordert werden, Verhandlungen in gutem 
Glauben aufzunehmen, ohne Vorbedingungen, „um eine gerechte, dauerhafte und 
beiderseits akzeptable politische Lösung zu erzielen, die zu einer Selbstbestimmung des 
Volkes der Westsahara führen würde“; befürchtet, dass die Tatsache, dass ein Referendum 
seit 25 Jahren immer wieder verschoben worden ist, zu einer Entfremdung der Sahrauis 
geführt und ein Gewaltpotenzial, insbesondere unter den Jugendlichen, geschaffen hat;

38. ist angesichts des jüngsten Berichts des UNSR zu Folter, in dem Belege angeführt werden, 
dass marokkanische Beamte einige Personen aus politischen Gründen in Gewahrsam 
genommen haben, sahrauische Gefängnisinsassen gefoltert und vergewaltigt, Teilnehmer 
an Protesten entführt und in der Wüste ausgesetzt haben, um sie einzuschüchtern, und 
Unabhängigkeitsbefürworter vorsätzlich und regelmäßig auch in ihren Häusern 
angegriffen haben, tief besorgt; weist ferner auf zahlreiche Vorwürfe in Bezug auf 
Verschleppungen und unfaire Gerichtsverfahren hin; verweist insbesondere auf die 
Auflösung des Protest-Lagers von Gdeim Izik im November 2010, wo durch einen 
erheblichen Einsatz von Gewalt mehrere Marokkaner und Sahrauis ums Leben kamen, 
sowie auf das anschließende Gerichtsverfahren im Februar 2013 gegen 25 Sahrauis, von 
denen viele bekannte Menschenrechtsaktivisten waren; weist darauf hin, dass Marokko 
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mit Nachdruck auf der Fairness und Ordnungsmäßigkeit des Gerichtsverfahrens bestanden 
hat, sowie auf die positiven Schlussfolgerungen einiger internationaler Beobachter, 
verweist jedoch auch auf die Sorge des UNSR in Bezug auf die Verhandlung vor einem 
Militärgericht, in Bezug auf Foltervorwürfe und die mangelnde Untersuchung dieser 
Vorwürfe durch die marokkanischen Behörden; weist auf die Schlussfolgerungen einiger 
NRO und Menschenrechtsbeobachter hin, laut denen die Anklage in der Rechtssache 
politisch motiviert war, es keine ausreichenden Beweise gegeben hat und die Strafen 
überzogen waren; fordert daher die marokkanischen Behörden auf, mit der 
Zivilgesellschaft und anderen Akteuren zusammenzuarbeiten, die die Transparenz und 
Fairness von Gerichtsverfahren garantieren können, und gegen Sicherheitsbeamte, die 
mutmaßlich an willkürlichen Verhaftungen, Folterungen und anderen Arten von 
Machtmissbrauch beteiligt waren, Untersuchungen einzuleiten und sie strafrechtlich zu 
verfolgen;

39. bekräftigt erneut die im OHCHR-Bericht von 2006 geäußerte Sorge hinsichtlich der 
Einschränkung der Meinungs-, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit in der 
Westsahara; nimmt die Behauptung Marokkos, dass es Sitzstreiks und andere Formen des 
Protests erlaubt, zur Kenntnis; bedauert Marokkos offensichtliche institutionelle Blockade 
von NRO, die sich für die Unabhängigkeit der Westsahara einsetzen, indem ihre amtliche 
Eintragung und Anerkennung verhindert wird; verurteilt die oftmals hohen Strafen für die 
„Untergrabung der territorialen Integrität Marokkos“, eine Rechtsvorschrift, die Berichten 
zufolge gegen Sahrauis eingesetzt wird, die friedlich für die Unabhängigkeit eintreten;
verweist auf die Ergebnisse eines unabhängigen Experten der Vereinten Nationen für 
kulturelle Rechte, laut denen die marokkanischen Behörden bestimmte Aspekte der 
sahrauischen Kultur unterdrücken, und wiederholt ihren Aufruf, diese Maßnahmen 
abzuschaffen und die kulturelle Vielfalt zu fördern;

40. begrüßt die bedeutende Entwicklung der Wirtschaft und der Infrastruktur, die durch die 
marokkanische Regierung in der Westsahara umgesetzt worden ist; ist angesichts des 
andauernden Konflikts über die Nutzung der natürlichen Ressourcen des Gebiets, 
insbesondere im Hinblick auf den Phosphatabbau, die Fischerei und Vorarbeiten zur 
Ölförderung, jedoch weiterhin besorgt; verweist auf das Gutachten des stellvertretenden 
UN-Generalsekretärs für Rechtsfragen aus dem Jahre 2002, in dem er die 
„unveräußerlichen Rechte“ des Volkes der Westsahara auf die natürlichen Ressourcen des 
Gebiets betont und festlegt, dass eine weitere Verwertung dieser Ressourcen „ohne 
Rücksicht auf die Interessen und Wünsche des Volkes der Westsahara“ illegal wäre;
unterstreicht daher, dass die Waren und Ressourcen der Westsahara nicht Teil von 
Handelsabkommen zwischen Marokko und der EU sein sollten, es sei denn, die 
Zustimmung der und der Nutzen für die sahrauische Bevölkerung lässt sich klar 
nachweisen; spricht sich insbesondere dafür aus, dass die EU kein neues 
Fischereiabkommen mit Marokko abschließt, solange diese Kontroverse nicht geklärt ist;

41. weist darauf hin, dass Landminen in der Westsahara seit 1975 tragischerweise mindestens 
2 500 Todesfälle verursacht haben, weiterhin das Leben Tausender sahrauischer Nomaden 
bedrohen und ein erhebliches Hindernis für die Lösung des Westsahara-Konflikts und für 
die Situation der Flüchtlinge darstellen; würdigt daher die Arbeit von MINURSO, der 
Königlichen Marokkanischen Armee, von Landmine Action und anderer Organisationen, 
die betroffenen Gebiete zu kartografieren und zu räumen, und ermutigt alle Akteure, alles 
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in ihrer Macht Stehende zu tun, um die Bevölkerung aufzuklären, Opfern zu helfen und 
die verbliebene Munition vollständig zu entfernen;

42. äußert seine tiefe Sorge über die chronische Armut und den Mangel an grundlegenden 
Diensten und an angemessenen Unterkünften in den von der Polisario-Front verwalteten 
Flüchtlingslagern in der Nähe von Tindouf; wiederholt die Empfehlungen des UNSR in 
Bezug auf angemessene Unterkünfte, und dass ausreichende internationale Mittel zu 
diesem Zweck bereitgestellt werden sollten; weist in diesem Zusammenhang auf das 
Fehlen einer nachvollziehbaren Dokumentation über die genaue Zahl der Bewohner von 
Tindouf hin, und fordert, dass die Behörden regelmäßige Erhebungen oder formale 
Registrierungen durchführen oder unterstützen;

43. äußert seine Besorgnis darüber, dass viele Flüchtlinge durch die Armut in Tindouf, 
gekoppelt mit dem Fehlen einer langfristigen Perspektive, anfällig sind für eine 
Radikalisierung durch religiöse Fundamentalisten; macht auf die durchlässigen Grenzen 
der Region aufmerksam, durch die die Gefahr einer noch stärkeren Infiltrierung der 
Flüchtlingslager durch islamistische Gruppierungen aus dem Norden Malis und von 
anderswo besteht; unterstreicht daher, dass es von zentraler Bedeutung ist, dass die 
Sicherheit der Flüchtlingslager sichergestellt wird;

44. weist darauf hin, dass, auch wenn in jüngster Zeit Beobachter und Berichte des OHCHR, 
des Robert F. Kennedy Center for Justice and Human Rights und von Human Rights 
Watch kaum Hinweise auf systematische und institutionelle Menschenrechtsverletzungen 
in den Flüchtlingslagern gefunden haben, verschiedene Akteure, einschließlich der 
marokkanischen Regierung, marokkanischer NRO und einiger ehemaliger Bewohner von 
Tindouf behauptet haben, dass die Polisario-Behörden das Recht der Bewohner auf freie 
Meinungsäußerung und ihre Bewegungsfreiheit einschränken, Sklaverei betreiben oder 
dulden, Kinder zwangsverheiraten und Familien trennen, um die Kinder für eine 
militärische Ausbildung nach Kuba zu schicken; nimmt das energische Bestreiten dieser 
Anschuldigungen durch die Polisario-Front zur Kenntnis, die behauptet, dass sie politisch 
motiviert sind; fordert daher die Polisario-Front auf, unabhängigen 
Menschenrechtsbeobachtern vollständigen, regelmäßigen und uneingeschränkten Zugang 
zu den Flüchtlingslagern zu gewähren; fordert angesichts vorgelegter Beweise, dass es 
sowohl in Tindouf als auch in der Westsahara Überbleibsel privater Sklaverei gibt, sowohl 
die Polisario als auch die marokkanischen Behörden auf, ihre Bemühungen zur 
Beendigung dieser Praxis und zur Rehabilitierung ihrer Opfer zu verstärken;

45. begrüßt die Bemühungen, die Dokumentation mutmaßlicher Menschenrechtsverletzungen 
in der Westsahara zu verbessern, insbesondere durch die Institution des Marokkanischen 
Nationalrats für Menschenrechte (CNDH), der über Büros in Laayoune und Dakhla 
verfügt; nimmt die gute Arbeit des CNDH zur Kenntnis und fordert die marokkanische 
Regierung auf, seine Unabhängigkeit und seinen Auftrag zu stärken, um die Umsetzung 
seiner Empfehlungen sicherzustellen; begrüßt ferner die Einladungen und das Empfangen 
von Ad-hoc-Delegationen durch Marokko, einschließlich der Delegation des UNSR zu 
Folter, und fordert alle maßgeblichen Parteien auf, den Dialog mit 
Menschenrechtsorganen der Vereinten Nationen fortzusetzen;

46. weist dennoch auf die ernsthaften und bestrittenen Anschuldigungen sowohl gegenüber 
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der marokkanischen als auch der Polisario-Verwaltung hin, und verweist auf den 
Nachdruck, den der UN-Generalsekretär jüngst auf die „unabhängige, unparteiische, 
umfassende und fortwährende Beobachtung der Menschenrechtssituation sowohl in der 
Westsahara als auch in den Flüchtlingslagern“ gelegt hat; weist in diesem Zusammenhang 
darauf hin, dass die Vereinten Nationen im April 2013 das Mandat von MINURSO nicht 
um eine Menschenrechtsdimension erweitert haben; ermutigt die Vereinten Nationen 
dazu, dies zu tun, oder ein neues, dauerhaftes, unparteiisches Menschenrechtsorgan zu 
schaffen, um die Gesamtsituation der Menschenrechte zu überwachen und darüber Bericht
zu erstatten, sowie um individuellen Beschwerden nachzugehen; fordert, dass der 
Zuständigkeitsbereich eines derartigen Organs den marokkanisch kontrollierten Teil der 
Westsahara, die Flüchtlingslager von Tindouf und andere von der Polisario-Front 
kontrollierte Gebiete umfasst;

47. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, der 
Vizepräsidentin der Kommission/Hohen Vertreterin der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik, dem EUSR für Menschenrechte und dem EUSR für die Sahelzone, den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union, den Regierungen und Parlamenten der Länder 
der Sahelzone, Marokkos, Algeriens und der Polisario-Front, dem Generalsekretär und 
dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, dem Hohen Kommissar der Vereinten 
Nationen für Menschenrechte, dem AU-Vorsitzenden und dem Generalsekretär der 
Kommission sowie dem ECOWAS-Vorsitzenden und dem Präsidenten der Kommission 
zu übermitteln;


